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Zweites Gesetz 
zur Änderung von Artikel 8 

des Achten Strafrechtsänderungsgesetzes 
Vom 24. März 1971 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be­
schlossen: 

Artikel 1 

Artikel 8 des Achten Strafrechtsänderungsgesetzes 
vom 25. Juni 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 741), ge­
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung 
von Artikel 8 des Achten Strafrechtsänderungsgeset­
zes vom 31. März 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 269), er­
hält folgende Fassung: 

dung auf Zeitungen und Zeitschriften, die außerhalb 
des räumlichen Geltungsbereiches dieses Gesetzes in 
ständiger, regelmäßiger Folge erscheinen und dort 
allgemein und öffentlich vertrieben werden." 

Artikel 2 

„Artikel 8 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Einfuhr von Zeitungen und Zeitschriften 
Artikel 3 § 86 Abs. 1 des Strafgesetzbuches in der Fassung 

des Artikels 1 dieses Gesetzes findet keine Anwen- Dieses Gesetz tritt am 1. April 1971 in Kraft. 

Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 24. März 1971 

Für den Bundespräsidenten 
Der Präsident des Bundesrates 

Koschnick · 

Der Bundeskanzler 
Brandt 

Der Bundesminister 
für innerdeutsche Beziehungen 

E. Franke 

Der Bundesminister der Justiz 
Gerhard Jahn 
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Kostenverordnung zum Atomgesetz 

Vom 24. März 1971 

Auf Grund des § 21 Abs. 5 und des § 54 des Atom­
gesetzes vom 23. Dezember 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 814), zuletzt geändert durch das Kostenermächti­
gungs-Anderungsgeselz vom 23. Juni 1970 (Bundes­
gesetzbl. I S. 805), verordnet die Bundesregierung 
mit Zustimmung des Bundesrates: 

§ 1 

Anwendungsbereich 

Die nach den §§ 23 und 24 des Atomgesetzes 
zuständigen Behörden erheben Kosten (Gebühren 
und Auslagen) nach § 21 des Atomgesetzes und nach 
dieser Verordnung. Ergänzend gelten die Vorschrif­
ten des 3. Abschnitts des Verwaltungskostengesetzes 
vom 23. Juni 1970 (Bundesqcsetzbl. T S. 821). 

§ 2 

Gebührenermäfügung und Gebührenbefreiung 

Von der Erhebung einer Gt\bühr kann ganz oder 
teilweise abgesehen werden, wenn 

l. ein Vorhaben mit Mitteln des Bundes oder eines 
Landes oder <:~incr zwischenstaatlichen Organisa­
tion, der die Bundesrepublik Deutschland als 
Mitglied angehört, gefördert wird, oder 

2. es im Einzelfall aus sonstigen Gründen des öffent­
lichen Interesses oder der Billigkeit geboten ist. 

§ 3 

Persönliche Gebührenfreiheit 

(1) Von der Zahlung der Gebührnn für Amtshand­
lungen sind außer den in § 8 Abs. 1 des Verwal­
tungskostengeselzes bezeichneten Rechtsträgern die 
als gemeinnützig c1ncrkannten Forschungseinrichtun­
gen befreit. 

(2) § 8 Abs. 4 dt~s Verwaltungskostengesetzes ist 
auf die in § 21 Abs. 1 und 2 des Atomgesetzes ge­
nannten Gebühren nicht anzuwenden. 

§ 4 

Gebührenbemessung 

In den Fällen des § 21 Abs. 2 Nr. 1 des Atom­
gesetzes gehören Aufwendungen für die Entwick­
lung und Vorplanung, für d(~n Grunderwerb sowie 

Bonn, den 24. März 1971 

für Anlagenteile, auf die sich die Genehmigung nach 
§ 7 des Atomgesetzes nicht erstreckt, nicht zu den 
Kosten der Errichtung. Das gleiche gilt bei Anlagen 
zur Spaltung von Kernbrennstoffen für die Auf­
wendungen zur Beschaffung der Kernbrennstoff-
elemente. , 

§ 5 

Berücksichtigung sonstiger Gebühren 

(1) Wird in den Fällen des § 7 des Atomgesetzes 
vor der abschließenden Genehmigung eine Teil­
genehmigung oder ein Vorbescheid erteilt, so ist 
die Gebühr so festzusetzen, daß insgesamt nur die 
in § 21 Abs. 2 Nr. 1 oder 2 des Atomgesetzes für 
die abschließende Genehmigung vorgesehene Ge­
bühr erhoben wird. 

(2) Ist für Anlagenteile, auf die sich die Geneh­
migung nach § 7 des Atomgesetzes erstreckt, auch 
eine-baurechtliche oder gewerberechtliche Genehmi­
gung oder Erlaubnis erforderlich und sind hierfür 
Gebühren zu entrichten, so kann die Gebühr für 
die Genehmigung nach § 7 des Atomgesetzes um 
den Betrag dieser Gebühren, höchstens jedoch auf 
die Hälfte, ermäßigt werden. 

§ 6 

Ubergangsregelung 

Diese Verordnung ist auch auf die bei ihrem 
Inkrafttreten anhängigen Verwaltungsverfahren an­
zuwenden, soweit in diesem Zeitpunkt die Kosten 
nicht bereits festgesetzt sind. 

§ 7 

Geltung in Berlin 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes­
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 58 Satz 2 des 
Atomgesetzes auch im Land Berlin. 

§ 8 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Juli 
1970 in Kraft. 

Der Bundeskanzler 
Brandt 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
Leus sink 
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